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§ 43
(1) Die Wahlleiter der Städte, Stadtbezirke und Ge­

meinden prüfen nach den Wahlniederschriften die ord­
nungsgemäße Vollziehung der Wahl und berichtigen 
Rechenfehler und andere offenbare Unrichtigkeiten; 
alsdann stellen sie das endgültige Gesamtergebnis der 
Wahl fest.

(2) Die Weitergabe des endgültigen Wahlergebnisses 
erfolgt entsprechend den Bestimmungen des § 42 Abs. 3.

§ 44
(1) Die Zuweisung der Abgeordnetensitze auf die 

Wahl Vorschläge erfolgt entsprechend dem Verhältnis 
der auf die Wahlvorschläge entfallenden Zahl der 
Stimmen.

(2) Die Abgeordnetensitze werden auf die Kandidaten 
nach ihrer Reihenfolge in den Vorschlägen verteilt.

§ 45
Der Wahlleiter des Bezirkes hat die gewählten Ab­

geordneten spätestens sieben Tage nach der Wahl von 
ihrer Wahl zu benachrichtigen.

XIII

Gültigkeit der Wahl

§ 46
Gegen die Gültigkeit der Wahl kann von den Ver­

einigungen, die Wahlvoi Schläge gemacht haben, bin­
nen zwei Wochen nach der Bekanntgabe der Wahl­
ergebnisse Einspruch eingelegt werden.

§ 47
Wird festgestellt, daß bei der Durchführung der 

Wahl Unregelmäßigkeiten vorgekommen sind, die das 
Wahlergebnis beeinflußt haben, so ist die ganze Wahl 
für ungültig zu erklären. §

§ 48
(1) Der Bezirkstag entscheidet über die Gültigkeit der 

Wahl und prüft das Recht der Mitgliedschaft.

(2) Einsprüche gegen die Gültigkeit der Wahl hat der 
Wahlleiter beim ersten Zusammentreten des Bezirks­
tages diesem zur Beschlußfassung vorzulegen. Der Be­
schluß über den Einspruch ist derjenigen Vereinigung, 
die den Einspruch erhoben hat, unverzüglich zuzu- 
stellen.

(3) Wird dem Einspruch durch Beschluß des Bezirks­
tages stattgegeben und die Wahl für ungültig erklärt,

so hat binnen drei Monaten eine Neuwahl stattzu­
finden. Den Tag der Neuwahl bestimmt der Rat des 
Bezirkes.

(4) Die Neuwahl findet nach den Bestimmungen die­
ses Gesetzes statt.

(5) Die Wahl Vorstände, Wahlausschüsse, Wahlgebiete 
und Wahlräume bleiben unverändert.

(6) Für die Neuwahl ist dieselbe Wählerliste zugrunde 
zu legen wie bei der Hauptwahl; sie ist jedoch vorher 
zu berichtigen und neu auszulegen.

(7) Für die Neuwahl sind neue Wahlvorschläge ein­
zureichen.

§ 49
(1) War die Wahl eines oder mehrerer Abgeordneten 

gesetzlich unzulässig, weil die Voraussetzungen für 
deren Wählbarkeit fehlten, so ist nur deren Wahl für 
ungültig zu erklären.

(2) Wenn die Wahl eines Abgeordneten für ungültig 
erklärt wird, so tritt an dessen Stelle ein Kandidat des 
gleichen Wahlvorschlages nach der Reihenfolge des 
Wahlvorschlages. War der Abgeordnete auf einem ge­
meinsamen Wahlvorschlag gewählt worden, so tritt an 
seine Stelle ein Kandidat dieses Wahl Vorschlages, der 
durch gemeinsame Erklärung der Vereinigungen be­
nannt wird, die den gemeinsamen Wahlvorschlag ein­
gereicht haben.

(3) Das gleiche gilt, wenn die Voraussetzungen der 
Wählbarkeit eines Abgeordneten nachträglich entfallen 
oder der Abgeordnete aus anderen Gründen nachträg­
lich ausscheidet. Beides ist nach § 49 Abs. 1 dieses Ge­
setzes durch Beschluß des Bezirkstages festzustellen.

§ 50
Die Abgeordneten sind ihren Wählern verantwortlich 

und unterstehen ihrer Kontrolle. Die Wähler sind be>- 
rechtigt, die Abgeordneten abzuberufen. Über den An­
trag auf Abberufung entscheidet der Bezirkstag.

XIV

Schlußbestimmungen

§ 51
(1) Durchführungsbestimmungen erläßt der Minister 

des Innern; er kann für den Fall der Neuwahl (§ 49) 
weitere Durchführungsbestimmungen erlassen.

(2) Dieses Wahlgesetz tritt mit seiner Verkündung in 
Kraft.

Das vorstehende, vom Präsidenten der Volkskammer unter dem fünften August neunzehnhundertvierundfünf­
zig ausgefertigte Gesetz wird hiermit verkündet.

Berlin, den zehnten August neunzehnhundertvierundfünfzig.

Der Präsident 
der Deutschen Demokratischen Republik

In Vertretung:
Dr. D i e c k m a n n


